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Sefeh - Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 18. — 


(Nr. 8135.) Geſetz über das Grundbuchweſen und die Verpfändung von Seeſchiffen in Neu- 7 girl.; eu, c. 
vorpommern und Rügen. Vom 26. Mai 1873. 823 Jay WE 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. ,, 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unferer Monarchie, ann... 
für Neuvorpommern und Rügen, was folgt: 


. 1. 


Das Geſetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der 
Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtſtändigen Gerechtigkeiten vom 5. Mai 1872., 
mit Ausſchluß des §. 72., die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872., mit Aus⸗ 
ſchluß der §§. 73. 133. bis 140. und 143., und das Geſetz, betreffend die Stem⸗ 
pelabgaben von gewiſſen bei dem Grundbuchamte anzubringenden Anträgen, vom 
5. Mai 1872. werden mit nachſtehenden Beſtimmungen in Neuvorpommern und 
Rügen eingeführt. N | 

$..2. 


Die in den eingeführten Geſetzen in 1 05 genommenen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, welche in dem erwähnten Landestheile nicht gelten, bleiben außer An⸗ 
wendung. . 

Unter den Prozeßvorſchriften, welche nach den eingeführten Geſetzen An. 
wendung finden, ſind die Vorſchriften des in Neuvorpommern und Rügen gel⸗ 
tenden Prozeßrechts zu verſtehen. 

54. 


Die in den Städten Bergen a. R., Greifswald, Grimmen und Stralſund 
beſtehenden Hypothekenämter erhalten die Bezeichnung „Grundbuchämter “. 

Die Vorſteher derſelben — Grundbuchrichter — werden von dem Juſtiz⸗ 
miniſter angeftellt; fie find den Beſtimmungen der Geſetze über die Dienſtver⸗ 
gehen der Richter vom 7. Mai 1851. und vom 26. März 1856. unterworfen. 
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Die Buchführer, Schreiber und Unterbeamten werden von dem Präſiden⸗ 
ten des Appellationsgerichts zu Greifswald angeſtellt. 

In Fällen der Verhinderung der Grundbuchbeamten hat der Präſident des 
Appellationsgerichts zu Greifswald einen Vertreter aus der Zahl der Richter 
oder Gerichtsbeamten zu beſtellen. i 


$. 4. 


Dem Grundbuchrichter werden in Beziehung auf den Buchführer, die 
Schreiber und Unterbeamten die Befugniſſe eines Gerichtsdirektors beigelegt. 


0 $. 5. 
Die Grundbuchämter ſtehen unter der geſchäftlichen Aufſicht des Präſiden⸗ 
ten des Appellationsgerichts zu Greifswald. 
Beſchwerden über Verzögerungen im Geſchäftsbetriebe werden in letzter 
Inſtanz von dem Juſtizminiſter entſchieden. 
Beſchwerden über Verfügungen des Grundbuchrichters gehen an das Ap⸗ 
pellationsgericht zu Greifswald, bei deſſen Entſcheidung es bewendet. 


$. 6. 

Die Gerichtskommiſſionen zu Barth und Wolgaſt werden nach den Be⸗ 
ſtimmungen der $$. 22. bis 24. der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. zu 
Grundbuchämtern für ihre Bezirke beſtellt. 

Der Juſtizminiſter iſt ermächtigt, auch andere Gerichtskommiſſionen als 
Grundbuchämter zu beſtellen. 


8.7. 
Eingetragene dingliche Rechte können weder durch Exſitzung eines entgegen- 
ſtehenden dinglichen Rechts, noch durch Verjährung aufgehoben werden. 
Bei der Beſtimmung des F. 2. Nr. 5. des Geſetzes vom 6. Juli 1845. 
über Einführung kürzerer Verjährungsfriſten behält es das Bewenden. 


F. 8. 
Der hypothekariſchen Klage kann die Einrede, daß zunächſt gegen den per- 
ſönlichen Schuldner geklagt werden müſſe, nicht entgegengeſetzt werden. 
Die Beweiskraft von Schuldbekenntniſſen über ein Darlehn oder einen 
Brautſchatz hängt nicht von dem Ablauf einer Zeit ab, wenn auf Grund der 
Urkunde eine Hypothek eingetragen iſt. 


§. 9. 
Eingetragene Forderungen können, auch wenn ſie ſtreitig ſind, gültig ab⸗ 
getreten werden. 
$. 10. 
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F. 10. 


Eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand findet gegen Dritte, die im 
redlichen Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs Rechte an dem Grundſtück 
durch Eintragung erworben haben, nicht ſtatt. 


gt, 


Die eheliche Gütergemeinſchaft, in welcher der eingetragene Eigenthümer 
lebt, beſchränkt ſein Verfügungsrecht nicht, ſo lange die Gütergemeinſchaft nicht 
eingetragen iſt. 5 

Die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft iſt nach dem Antrage des über⸗ 
lebenden Ehegatten für dieſen und die namentlich anzuführenden Kinder im Grund— 
buch zu vermerken. 8 1 


Bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft iſt der überlebende Ehemann berechtigt, 
das Grundſtück zu veräußern oder zu belaſten. Die überlebende Ehefrau kann 
dies nur unter Sugiehung der großjährigen Kinder und der den minderjährigen 
Kindern zu beſtellenden Güterpfleger. 


g. 13. 


Vormünder, Güterpfleger und, falls ihnen der Inhalt des Teſtaments 
nicht entgegenſteht, Teſtamentsvollſtrecker bedürfen, wenn ſie zum Zwecke der 
Theilung Grundſtücke auflaſſen, Eintragungen bewilligen, oder eingetragene 
Forderungen abtreten, keiner obervormundſchaftlichen Genehmigung. 


$. 14. 


Pächter und Miether, deren Recht eingetragen iſt, können von einem 
ſpäteren Erwerber des Grundſtücks die Erfüllung des geſchloſſenen Vertrages bis 
zum Ablauf der vollen Vertragszeit beanſpruchen, ſofern der neue Erwerber 
nicht in Zwangsverſteigerung gekauft, die von einem früher eingetragenen Gläu⸗ 
biger ausgebracht war. 8. 15 


Zu dem beweglichen Zubehör, welches nach den Beſtimmungen des H. 30. 
des Geſetzes über den Eigenthumserwerb ꝛc. vom 5. Mai 1872. für die Hypothek 
oder Grundſchuld haftet, wird bei ländlichen Grundſtücken auch das Vieh-, Feld⸗ 
und Wirthſchaftsinventar gerechnet. 

Die dem Pächter zuwachſenden, oder ihm gehörigen, auf dem Grund⸗ 
ſtück noch vorhandenen Früchte haften nicht den am Grundſtück dinglich Be⸗ 
rechtigten. 8. 16 


Eingetragene Gläubiger ſind nicht ſchuldig, im Falle der Unzulänglichkeit 
des un oder der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners, Nachlaß an Zinſen 
oder Kapital, oder Indult zu bewilligen. a 
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— 
Auch in Betreff der Verlaſſenſchaft eines Schuldners können ſie nicht durch 
einen Beſchluß der Mehrheit der Gläubiger dazu gezwungen werden. 


$. 17. 


An Stelle des §. 25. des Geſetzes über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 
1872. bleibt folgende Beſtimmung in Kraft: 

Sind Kapitalien unter dem Zinsfuß zu fünf vom Hundert eingetragen 
worden, ſo ſteht dem Schuldner frei, einen erhöhten Zinsfuß bis zu fünf 
Prozent mit dem Vorzug der bereits eingetragenen Zinſen eintragen zu laſſen, 
ohne daß es der Zuſtimmung der gleich- oder nachſtehenden Gläubiger bedarf. 


In derſelben Weiſe ſind zinslos eingetragene Kapitalien zu behandeln. 


$. 18, 


An die Stelle des $. 29. des Geſetzes über den Eigenthumserwerb vom 
5. Mai 1872. tritt folgende Beſtimmung: f 


Eine Hypothek kann auf Antrag des Eigenthümers und des Gläubigers 
in eine Grundſchuld umgewandelt werden, wenn diejenigen in der zweiten und 
dritten Abtheilung gleich⸗ und nacheingetragenen Berechtigten einwilligen, deren 
Rechte vor dem Juraftreten des Geſetzes vom 21. März 1868. entſtanden und 
vor dem 1. Juli 1869. zur Eintragung angemeldet ſind. 8 


$. 19. 


Die Beſtellung einer Hypothek am ganzen Vermögen, ſowie die Beſtellun 
einer Hypothek an einer beweglichen Sache einſchließlich der Forderungen it 
fortan unzuläſſig. 5. 20 


Geſetzliche Hypotheken gewähren in Beziehung auf Grundſtücke und 
deren Zubehör, ſoweit ſolches nach $. 30. des Geſetzes über den Eigenthums⸗ 
erwerb vom 5. Mai 1872. und nach F. 15. des gegenwärtigen Geſetzes den ein- 
getragenen Gläubigern haftet, nur einen Anſpruch auf r f einer Hypothek 
mit beſtimmter Summe. Kommt eine Einigung unter den Betheiligten über 
einen beſtimmten einzutragenden Betrag nicht zu Stande, fo erfolgt deſſen Feſt⸗ 
ſetzung durch den 50 Inzwiſchen iſt eine Vormerkung auf den höch⸗ 
ſten von dem Hypothekengläubiger geforderten Betrag einzutragen. Die Summe 
einer vormundſchaftlichen Sicherheitshypothek ſetzt der Vormundſchaftsrichter feſt 
mit Ausſchluß des Rechtsweges. a 

In Beziehung auf das bewegliche Vermögen giebt die geſetzliche Hypothek 
nur ein Vorrecht im Konkurſe. Das geſetzliche Pfandrecht des Vermiekhers an 
den eingebrachten Sachen des Miethers bleibt unberührt. 


$. 21. 


Geſetzliche und vertragsmäßige Hypotheken, welche bei dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes an dem beweglichen Zubehör eines Grundſtücks (F. 20.) bie 
müſſen 
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müſſen bis zum 1. Juli 1874. eingetragen werden, widrigenfalls ſie Dritten 
gegenüber, deren Rechte im Grundbuche eingetragen ſind, keine Wirkung haben. 


$. 22. 


Die durch Nr. 67. des Viſitationsrezeſſes von 1707. zur Hofgerichtsordnung 
1 $. 1. verordnete Hypothek vom Tage des erhobenen Rechtsſtreits wird 
aufgehoben. 5 

Durch Erkenntniſſe oder Vergleiche, aus welchen das Zwangsverfahren 
ſtattfindet, erlangt der Gläubiger für Kapital, Zinſen und Koſten mit Einſchluß 
der Koſten der Eintragung eine geſetzliche Hypothek an den Grundſtücken des 
Schuldners nach Maßgabe des $. 20. dieſes Geſetzes. Die Eintragung iſt auf 
Erſuchen des Prozeßrichters zu bewirken. 


$. 23. 


Wenn keine Zeit zur Rückzahlung oder zur Aufkündigung, zur Renten- 
oder Zinszahlung eingetragen iſt, ſo gilt der geſetzliche Umſchlagstermin, der 
300 Juni, und, wenn dieſer auf einen Sonntag trifft, der 25. Juni jeden 

ahres. 

Die Kündigung des Kapitals ſteht dann jedem Theile ſechs Monate vor- 
her frei. Dies gilt auch bei unkündbar eingetragenen Kapitalien nach Ablauf 
von dreißig Jahren ($. 92. des Geſetzes, betreffend die Ablöſung der Reallaſten, 
vom 2. März 1850.). f 


$. 24. 


Aus Privatteſtamenten oder aus Erbverträgen, welche gültig ohne öffent⸗ 
liche Urkunde errichtet ſind, können Eintragungen oder Löſchungen im Grund⸗ 
buche nur erfolgen, wenn entweder durch eine öffentliche Urkunde die Echtheit 
der Privaturkunde oder das Anerkenntniß des durch das Geſetz berufenen Erben 
nachgewieſen iſt, oder eine e ne be6 Nachlaßgerichts beigebracht wird, 
daß ſich nach erfolgter öffentlicher Ladung Niemand, der ein beſſeres Erbrecht in 
Anſpruch nimmt, gemeldet habe. N f 

Die Art der Bekanntmachung und die Friſt der öffentlichen Ladung hat 
das Nachlaßgericht nach Lage des Falles zu ermeſſen. 

Beruht das Erbrecht auf einem gerichtlichen Teſtament oder Erbvertrag, 
ſo genügt die Beibringung der Originalurkunde oder einer Ausfertigung derfel- 
ben, der Verhandlung über die erfolgte Eröffnung und die Erklärung des Erb— 
ſchaftsantritts. | 


. 25. 


Die Schadenerſatzklage gegen die Grundbuchbeamten verjährt in drei Jahren, 
nachdem der Beſchädigte von dem Daſein und dem Urheber des Schadens Kennt— 
niß erhalten hat. f ö 
Sind ſeit dem Zeitpunkte der Beſchädigung dreißig Jahre verfloſſen, ſo 
kommt es auf den Zeitpunkt der erlangten Kenntniß nicht weiter an. 
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$. 26. 

Die in den $$. 52. 74. 99. der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. 
den Lehns⸗ und Fideikommißbehörden übertragenen Befugniſſe werden von den 
Behörden, welche die Aufſicht über die Kuratel führen, und in deren Ermange⸗ 
lung von dem Appellationsgericht in Greifswald ausgeübt. 


$. 27. 


Verträge, durch welche Grundſtücke zertheilt, von einem Grundſtücke Theile 
abgezweigt, oder Grundſtücke, welche Zubehör eines anderen Grundſtücks ſind, 
von dieſem abgetrennt werden ſollen, bedürfen zu ihrer Gültigkeit keiner an⸗ 
deren Form, als die Verträge, durch welche Grundſtücke im Ganzen veräußert werden. 

Die in den $$. 4. 8. des Geſetzes vom 26. Mai 1856. vorgeſchriebene 
Proklamation fällt weg, wenn das Grundbuchblatt oder der Artikel für das 
Hauptgrundſtück angelegt ſind. 

a $. 28. 


beſu (DR Beglaubigung von Unterſchriften ($. 33. der Grundbuchordnung) find 
efugt: 

1) richterliche Perſonen, welche ein amtliches Siegel führen; 

2) Notare; 

3) in den Städten die Bürgermeiſter; 

4) auf dem Lande ſolche zur Führung eines Amtsſiegels befugte öffentliche 
Beamte, welche damit von dem Appellationsgericht zu Greifswald beauf⸗ 
tragt worden ſind. 

$. 29. 


Sind auf einem Grundſtück vor dem 1. Juli 1869. angemeldete Anſprüche 
unter Vorbehalt der Feſtſtellung ihrer Rangordnung eingetragen worden ($. 153. 
des Geſetzes vom 21. März 1868.), ſo kann der . die Feſtſtellung der 
Rangordnung dieſer Anſprüche beantragen. Das Verfahren zur Feſtſtellung der 
Rangordnung richtet ſich nach den folgenden Vorſchriften ($$. 30. bis 37.). 


$. 30. 


Das Grundbuchamt fordert die Hypothekenurkunden, welche den unter Vor- 
behalt der Feſtſtellung der e eingetragenen Gläubigern ertheilt ſind, 
ſowie andere für die 1 der Rangordnung erhebliche Urkunden, welche 
ſich im Beſitz der Gläubiger oder des Eigenthümers befinden, von denſelben 
unter Androhung einer Geldſtrafe bis funfzig Thaler ein. 


6. 31. 


Auf Grund der Urkunden und der ſonſtigen Ermittelungen entwirft der 
Grundbuchrichter einen Plan, in welchen er alle dinglichen Rechte nach der 
ihnen 


ee 


ihnen zuſtehenden Rangordnung aufnimmt, und ladet die Gläubiger unter Mit- 
theilung des Planes zur Erklärung über denſelben mit der Warnung vor, 
daß von den Ausbleibenden angenommen werden wird, ſie genehmigten den Plan. 

Der Eigenthümer iſt von dem Termin zu benachrichtigen. Hat er Hypothe⸗ 
ken auf ſeinen Namen eintragen laſſen oder an ſeinem Grundſtück erworben, ſo 
wird er in Betreff derſelben als Gläubiger behandelt. 


$. 32. 


Gläubiger, deren Wohnort unbekannt iſt, oder denen Verfügungen nicht 
zugeſtellt werden können, ſind zur Einreichung der Urkunden und zum Erſcheinen 
in dem Termin öffentlich aufzufordern. 

Die Aufforderung iſt mit einer den Umſtänden angemeſſenen, wenigſtens 
vierwöchentlichen Friſt durch das Amtsblatt und durch eine in dem Bezirk des 
Appellationsgerichts zu Greifswald erſcheinende Zeitung, welche der Grundbuch⸗ 
richter zu beſttamun hat, ſowie, wenn der letzte bekannte Wohnort des Gläubi- 

ers außerhalb Neuvorpommerns und Rügens geweſen iſt, durch eine mit Rück⸗ 
icht auf dieſen Ort auszuwählende zweite Zeitung zu veröffentlichen. 


b. 33. 


Wird dem Plan nicht widerſprochen, ſo wird das Grundbuch nach Maß⸗ 
gabe deſſelben in der Spalte „Veränderungen“ berichtigt. Die feſtgeſtellte Rang⸗ 
ordnung wird auf den Hypothekenurkunden vermerkt. 


$. 34. 


Gläubiger, welche Widerſpruch erheben, ſind berechtigt, das Kapital zu dem 
nach Verlauf von 6 Monaten eintretenden Umſchlagstermine zu kündigen. 
folgt 5 Kündigung nicht, ſo werden ſolche Glaͤubiger auf den Rechtsweg 
verwieſen. 

Ein von den übrigen Betheiligten nicht anerkannter Widerſpruch gegen den 
Plan gilt als zurückgenommen, wenn der Widerſprechende die Kündigung nicht 
eingelegt hat und nicht innerhalb einer von dem Grundbuchrichter zu beſtimmen⸗ 
den Friſt nachweiſet, daß er die Klage angeſtellt habe. 


$. 35. 


Wird die Klage angeftellt, fo ift die Berichtigung des Grundbuchs er 
nach rechtskräftiger Guſche dung zu bewirken. 5 1 


$. 36. 


Gläubiger, welche dem Plan widerſprechen, ſind auf Verlangen des 
Eigenthümers oder eines Gläubigers verpflichtet, Be en vollſtändige Befriedi⸗ 
gung auch in Betreff der Koſten und ohne Gewähr ang ihre Hypothek abzu⸗ 
treten. N 
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b. 37. 


Für das Verfahren zur Feſtſtellung der Rangordnung bei dem Grund» 
buchamte ſind, ſofern der Eigenthümer innerhalb fünf Jahren von dem Tage, 
wo dieſes Geſetz in Kraft tritt, daſſelbe beantragt, die in $. 11. des Tarifs der 
Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. gedachten Koſten nach dem Werth des 
Grundſtücks anzuſetzen und von dem Eigenthümer zu erheben. 

Erfolgt der Antrag nach Ablauf der fünfjährigen Friſt, fo werden dief: 
Koſten um die Hälfte erhöht. 

§. 38. 


Das in H. 103. der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. vorgeſchriebene 
Aufgebotsverfahren findet in folgender Weiſe ſtatt: 


1) Das Aufgebot iſt von dem Eigenthümer des Grundſtücks bei dem Ge⸗ 
richt, in deſſen Bezirk das Grundſtück belegen iſt, zu beantragen. 


2) Dem Antrage iſt die Urkunde über die aufzubietende Poſt in Abſchrift, 
oder der weſentliche Inhalt derſelben und alles dasjenige beizufügen, 
was zu ihrer vollſtändigen Erkennbarkeit erforderlich iſt; der Eigenthümer 
hat zugleich die Erklärung abzugeben, daß ihm der eingetragene Gläubi⸗ 
ger oder deſſen Rechtsnachfolger ihrer Perſon oder ihrem Aufenthalt 
nach unbekannt ſeien, und daß er ſich um deren Ermittelung ohne Erfolg 
bemüht habe; die ihm bekannten, aber nicht legitimirten Rechtsnachfolger 
ſind anzuzeigen, und das Erbieten zur eidlichen Bekräftigung aller 0 
gaben iſt auszudrücken. 


3) Die Aufgebotsfriſt beträgt drei Monate. Der Gläubiger oder deſſen 
Rechtsnachfolger werden zu dem Termine unter der Verwarnung geladen, 
daß der Ausbleibende mit ſeinen Anſprüchen auf die Poſt ausgeſchloſſen 
und dieſelbe im Grundbuch gelöſcht werden würde. 

4) Die Ladung iſt den angezeigten, aber nicht legitimirten Rechtsnachfolgern 
e und dreimal im Amtsblatt und einer von dem Gericht zu 

ezeichnenden Zeitung und durch Aushang an der Gerichtsſtelle bekannt 
zu machen. 

5) Meldet ſich im Termin Niemand, oder wird gegen die Löſchung der 
Poſt Widerſpruch nicht erhoben, jo hat der Eigenthümer eidlich zu be- 
kräftigen: 

daß er weder vor, noch nach erlaſſener Ladung von dem Auf⸗ 

enthaltsorte des eingetragenen Gläubigers und ſeiner Rechtsnach⸗ 

folger (außer den von ihm angezeigten) Nachricht erhalten habe; 
alsdann iſt das Ausſchlußerkenntniß zu erlaſſen und in der Gerichtsſitzung 
zu verkünden. 8 

6) Die Löſchung der Poſt erfolgt auf Antrag des Eigenthümers auf Grund 
des mit dem Vermerk der Verkündigung verſehenen Ausſchlußerkenntniſſes, 

f ohne 


* 
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ohne daß es einer Vorlegung der Urkunde über die Poſt und der Quit⸗ 
tung des Gläubigers bedarf. 


7) Auf die perſönliche Verbindlichkeit hat die Ausſchließung und Löſchung 
keinen Einfluß. 


8) Ein Widerſpruch gegen die 5 8 iſt im Prozeßwege durchzuführen 
die Löſchung erfolgt, wenn der Widerſpruch rechtskräftig zurückgewieſen 
worden iſt. 

$. 39. 


Das in $. 110. der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. vorgeſchriebene 
Aufgebotsverfahren findet in folgender Weiſe ſtatt: 


1) Das Aufgebot iſt gemeinſchaftlich von dem Eigenthümer des Grund⸗ 
ſtückes und dem eingetragenen Gläubiger, welcher die Urkunde verloren 
hat, auszubringen. 

2) Für das Verfahren iſt das Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk das be⸗ 
laſtete Grundſtück belegen iſt. 


3) Zur Begründung des auf Einleitung des Verfahrens gerichteten Antrages 
liegt dem Gläubiger ob: 


a) eine Abſchrift der Urkunde beizubringen, oder doch den weſentlichen 
Inhalt derſelben und alles dasjenige anzugeben, was zu ihrer voll- 
ſtändigen Erkennbarkeit erforderlich ift; 

b) — Beſitz, ſowie den Verluſt der Urkunde glaubhaft zu 
machen; 

e) ſich zur eidlichen Bekräftigung ſeiner Angaben zu erbieten. 


4) 953 a beträgt drei Monate, die Bekanntmachung erfolgt nach 
. 38. Nr. 4. 


5) Die Aufforderung iſt dahin zu richten, daß die unbekannten Inhaber 
der Urkunde, ſowie jeder unbekannte Berechtigte ſeinen Widerſpruch gegen 
die Kraftloserklärung derſelben innerhalb der Aufgebotsfriſt anzumelden 
habe, und dem unbekannten Berechtigten iſt als Rechtsnachtheil anzu⸗ 
drohen: 


daß er mit ſeinem Rechte ausgeſchloſſen und die Urkunde für kraft⸗ 
los erklärt werden würde. 


6) Meldet ſich im Termine Niemand, ſo hat der Gläubiger den in $. 110. 
der Grundbuchordnung vorgeſchriebenen Eid zu leiſten. Alsdann wird 
das Urtheil nach Maßgabe der geſtellten Verwarnung abgefaßt, in der 
Gerichtsſitzung verkündet und, mit dem Atteſte der Verkündung verſehen, 
dem Gläubiger zugeſtellt. | 

§. 40. 


„Wenn gegen den eingetragenen Eigenthümer ein Verfahren eingeleitet wird, 
um ihn für blödſinnig oder wahnſinnig, oder für einen Verſchwender zu erklären, 
Jahrgang 1873, (Nr. 8135.) 36 oder 
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oder wenn über ſein Vermögen Konkurs oder das Diskuſſionsverfahren verfügt 
wird, ſo iſt auf Erſuchen des Prozeßrichters eine Verfügungsbeſchränkung in dem 
Grundbuch zu vermerken. a f 
Bis zur Löſchung eines ſolchen Vermerks iſt eine Eintragung auf Antrag 
des Eigenthümers nicht zuläſſig. 
$. 41. 


Wegen Hypotheken und Grundſchulden findet der unbedingte Mandatspro⸗ 
zeß (Verordn. vom 21. Juli 1849., Erſter Abſchnitt) ſtatt, wenn der Klage die 
über die Eintragung ertheilte Urkunde und der Nachweis der Fälligkeit der For⸗ 
derung beigefügt iſt. N 

$. 42. 


Bei Einleitung der Zwangsverſteigerung hat der Verſteigerungsrichter das 
Grundbuchamt um Eintragung eines Vermerks: 


daß die Zwangsverſteigerung verfügt worden iſt, 
zu erſuchen. 

Die Rechtswirkung dieſes Vermerks beſteht darin, daß ſpätere Eintra⸗ 
gungen dem Antragſteller und den bis dahin eingetragenen Gläubigern unnach⸗ 
theilig ſind. 

$. 43. 


Die Forderungen der Gläubiger, welche vor dem verkaufenden Gläubiger 
eingetragen ſind, werden durch die Zwangsverſteigerung nicht berührt, ſie bleiben 
unverändert ſtehen. Auf die für den Eigenthümer eingetragenen Forderungen 
haben die bei der Zwangsverſteigerung ausfallenden Gläubiger keinen Anſpruch. 


. 44. 


Der Verſteigerungsrichter hat von Amtswegen bei dem Grundbuchamte 
die Eintragung des Eigenthumsüberganges auf den e die Löſchung des 
Vermerks (F. 42.) und der nicht 15 den Erſteher übergehenden dinglichen An⸗ 
ſprüche, ſowie die Eintragung der rückſtändigen Kaufgelder nachzuſuchen. 


$. 45. 


| Eingetragene nachſtehende Gläubiger, deren Forderungen durch das Kauf⸗ 
85 nicht erreicht worden, find ſchuldig, die Urkunden über ihre Eintragung an 
en Verſteigerungsrichter abzuliefern. | 


$. 46. 


Bei Zwangsverſteigerungen hat der Verſteigerungsrichter die bei Verthei⸗ 
lung der Kaufgelder entſtehenden Streitigkeiten nach Analogie des Konkursver⸗ 
fahrens zu behandeln und durch ein Erkenntniß über die Rangordnung der For⸗ 
derungen zu entſcheiden. Gegen dies Erkenntniß ſind die ordentlichen und außer⸗ 
ordentlichen Rechtsmittel zuläſſig. 1 


Sn 


$. 47. 


Wird Konkurs über das Vermögen des eingetragenen Eigenthümers er⸗ 
kannt, ſo bedürfen die Gläubiger behufs der Befriedigung aus dem Grundſtücke 
5 6 ihrer eingetragenen Forderungen keiner Anmeldung oder beſonderen 

adung. 

Auf Erſuchen des Konkursrichters iſt durch Eintragung eines Vermerks 
das Verfügungsrecht des eingetragenen Eigenthümers aufzuheben und die Zwangs⸗ 
verſteigerung zu veranlaſſen. 


§. 48. 


Für die Verpfändung von Seeſchiffen gelten die Vorſchriften der $$. 1. 
2. und 3. des Artikels 59. des Einführungsgeſetzes zum Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuche vom 24. Juni 1861. 

Andere Pfand⸗ und 98 pothekenrechte, welche nach dem Inkrafttreten des 
Geſetzes vom 21. März 1868. eingeräumt ſind oder künftig eingeräumt werden, 
haben mit Ausnahme der geſetzlichen Pfandrechte, welche in das Schiffsregiſter 
nicht einzutragen ſind, in Beziehung auf Seeſchiffe keine Gültigkeit. 


$. 49. 


Für Seeſchiffe erfolgt die Eintragung von Verpfändungen in das Schiffs— 
regiſter auf den Antrag des Rheders oder der Rhederei. 

Bei Seeſchiffen, welche vor dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 21. März 
1868. erbaut ſind, muß der erſten Eintragung eine öffentliche Ladung der zur 
Eintragung berechtigten Realgläubiger und der Ausſchluß der Vorzugsrechte der- 
jenigen vorangehen, welche ſich nicht gemeldet haben. 

Für das Verfahren find die $$. 1. bis 4., Artikel 58. des Einführungs- 

eſetzes zum Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuche vom 24. Juni 1861. mit 
2 — Zuſätzen maßgebend: 

Die Ladung erfolgt durch die erſte Abtheilung des Kreisgerichts. Der 
Antrag iſt erſt nach Eintragung des Schiffs in das Regiſter zuläſſig. 

Die Bekanntmachung der Ladung erfolgt durch dreimalige Einrückung in 
das Amtsblatt und in zwei vom Gerichte zu bezeichnende Zeitungen, ſowie 
durch Aushang an der Gerichtsſtelle. f 

Nach er Ausſchließung iſt Behufs Eintragung der Realgläubiger in 
das Schiffsregiſter, wie bei Regulirung des Grund- und Hypothekenbuchs, durch 
das die Regiſter führende Gericht zu verfahren. f 


$. 50. 


Die Verhandlungen, welche zur Eintragung der bis 1. Juli 1869. ange⸗ 
meldeten Hypotheken⸗ und Realrechte in dem neu anzulegenden Grundbuch er- 
forderlich ſind, ſind koſten⸗ und ſtempelfrei. 

Ein Gleiches gilt von den nach F. 49, entſtehenden Koſten für die öffent⸗ 
liche Ladung und Ausſchließung. 
(Nr, 8185.) H. 51. 


— . 


6. 51. 


Die Vorſchriften des Geſetzes vom 21. März 1868. in den Sg. 141. bis 
155., betreffend Uebergangsbeſtimmungen, ſowie $. 158. bleiben in Kraft. 


Im Uebrigen wird das Geſetz vom 21. März 1868. aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 26. Mai 1873. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. Achenbach. 
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Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). . 


